
Das Jahr 2000 in Thüringen: Ein
Anschlag auf die Erfurter Syn-

agoge, ein Anschlag auf die Moschee
in Gera, ein Sprengstoffanschlag auf
einen türkischen Imbiss in Eisenach,
unzählige Übergriffe auf ausländi-
sche oder ausländisch aussehende
Menschen. Eine kosovoalbanische
Familie in Erfurt verlässt nach
Morddrohungen die Wohnung nicht
mehr, ein Professor der Erfurter
Universität will nach einem Angriff
die Stadt verlassen. In mehreren
Städten marschieren Alt- und Neo-
nazis, zum wiederholten Mal auch in
der Landeshauptstadt. Steckbriefe
werden in Umlauf gebracht gegen
Menschen, die sich gegen Rechts en-
gagieren.“ So aus einem Artikel der
UNZ im November 2000.
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Menschen, die am 14. März demon-
strieren wollen, sind nicht länger be-
reit, darauf zu vertrauen, dass die der-
zeit Verantwortlichen in der Region
und im Land noch die nötige Bereit-
schaft haben, gemeinsam mit Bürge-
rinnen und Bürgern allen Anfängen zu
wehren.“

Besonders aggressiv konnten 
Neonazis im Jahr 2000 
in Thüringen agieren

Bei den Landtagswahlen im Septem-
ber 1998 konnte die CDU mit 51 Pro-
zent der Stimmen die absolute Mehr-
heit in Thüringen erzielen (die PDS
übersprang erstmals die 20 Prozent
und wurde mit 21,3 Prozent zweit-
stärkste Kraft im Landtag). Nach der
CDU-SPD-Koalition mit dem SPD-In-
nenminister Richard Dewes (1994 bis
1999) übernahm Christian Köckert
(CDU) das Innenministerium. Beson-
ders aggressiv konnten Neonazis im
Jahr 2000 in Thüringen agieren. In fast
jeder UNZ finden sich dazu Berichte.

Die NPD marschierte am 19. 2.2000
in Gera und am 26.2. 2000 in Erfurt.
UNZ 04/2000: „Bereits zum zweiten
Mal in diesem Jahr zogen mehrere
hundert Anhänger und Mitglieder neo-
faschistischer Organisationen durch
Thüringer Innenstädte. In Gera wurde
gegen ein Flüchtlingsheim volksver-
hetzend agitiert. In Erfurt beanspruchte
die von der ‚Interessengemeinschaft
Wiedervereinigung Gesamtdeutsch-
land“ angemeldete Demonstration un-
verhohlen polnisches und tschechi-
sches Territorium. In beiden Fällen
tonangebend die Thüringer NPD und
die militante Kameradschaft ‚Thürin-
ger Heimatschutz’.“

„Die betroffenen Kommunen und
Behörden haben Entscheidungen ge-
troffen, die das Engagement gegen
neonazistische Aufmärsche teilweise
nicht unterstützt, sondern behindert ha-
ben“ (aus dem Aufruf eines Aktions-
bündnisses gegen Neofaschismus und
Rassismus zur Kundgebung am 11.
März auf dem Erfurter Anger).

UNZ 04/2000: „Im November 1997
lösten sich die Thüringer ‚Nationalen’
auf und etliche von ihnen traten in die
NPD ein. Sie gaben an, die Organisati-
on hätte ihre Aufgaben als Samm-
lungsbewegung erfüllt, nun gehe es um
ein weiteres ‚Zusammenrücken natio-
naler Gruppen’. 1998/99 waren unter
den NPD-Eintritten mindestens 20
Mitglieder des Thüringer Heimat-
schutzes.“ 

Am 3. März 2000 hatte der CDU-In-
nenminister Christian Köckert eine
Konzeption zur Extremismusbekämp-
fung vorgestellt und erklärt, dass „die
Thüringer vor zehn Jahren doch nicht
auf die Straße gegangen seien, um sich
heute von rechts- und linksradikalen
Extremisten auf der Straße anpöbeln
zu lassen. Thüringen werde daher zum
Schutz der öffentlichen Sicherheit und
Ordnung eine harte Linie fahren. Er

kündigte an, dass der Verfassungs-
schutz noch stärker bei der Extremis-
musbekämpfung eingesetzt werde“
(UNZ 05/2000). Steffen Dittes, damals
innenpolitischer Sprecher der PDS-
Landtagsfraktion, sagte dazu, dass
Köckert sogar soweit gehe, „Gegende-
monstranten, die ein zivilgesellschaft-
licher Ausdruck der Ablehnung von
Rechtsextremismus sind, zum eigentli-
chen Problem zu erklären“. 

Zugleich brachte die PDS einen An-
trag in den Landtag ein „zur gesell-
schaftlichen Auseinandersetzung mit
Rassismus und Rechtsextremismus in
Thüringen“. Sie verweist auf die De-
monstration von NPD und militanten
Thüringer Heimatschutz am
26.2.2000. Es müsse „politische Kon-
sequenzen haben, dass mehrere hun-
dert Alt- und Neonazis ungehindert,
gut organisiert, mit ausländerfeindli-
chen Parolen und dem Absingen der
ersten Strophe des Deutschlandliedes
zwei Mal durch die Erfurter Innenstadt
demonstrieren konnten“. 

Brandanschlag auf die
Erfurter Synagoge

Die PDS forderte u.a. „eine Stelle
zur Information und Dokumentation
über Fremdenfeindlichkeit, Rassismus
und Rechtsextremismus in Thüringen
zu schaffen“. Diese sollte Netzwerk-
charakter haben und die Koordination
und Kooperation der gesellschaftli-
chen Kräfte unterstützen.

Eine Chronik auch der unsäglichen 
Gleichsetzung von Rechts und Links

Nimmt man sich die UNZ-Ausgaben
und Parlamentsreporte jener Zeit vor
dem Hintergrund dessen zur Hand,
was heute im Zuge der Ermittlungen
zum Neonazi-Mord-Terror ans media-
le Tageslicht kommt, wird die Wut
über das komplette Versagen der poli-
tisch Verantwortlichen noch größer.

Eine der größten antifaschistischen
Demonstrationen in Thüringen hatte
mit fast 5.000 Teilnehmern – und unter
einem enormen Polizeiaufgebot – am
14. März 1998 in Saalfeld stattgefun-
den. Die Region Saalfeld-Rudolstadt-
Jena hatte sich immer mehr zu einem
Schwerpunkt rechtsextremer Umtriebe
entwickelt. Im Vorfeld war gegen die
Demonstration, die unter dem Motto
„Gegen jeden rechten Konsens“ stand,
eine enorme Hysterie aufgebaut wor-
den. Vor Ort hatten Politiker von CDU,
SPD und FDP gegen sie sogar Unter-
schriftensammlungen in Saalfeld orga-
nisiert. In der UNZ 05/1998 sagte Dr.
Roland Hahnemann, Abgeordneter der
PDS und Landtagsvizepräsident: „Die

sind tief zerstritten. Zur großen Men-
schenkette am Donnerstag kam kein
einziger Vertreter der CDU-Landesre-
gierung und zwar deshalb, weil zu den
Organisatoren auch die PDS gehörte.
Bodo Ramelow: ‚An dieser Stelle hat
die Landesregierung ein links-rechts-
Schema im Kopf, das dazu führt, dass
man die rechte Gefahr nicht ausrei-
chend sieht, und an der Stelle muss ich
sagen, die Landesregierung tut aus
meiner Sicht nicht genug, die Gefahr
ist seit Jahren bekannt, sie ist ange-
wachsen und in den letzten Monaten,
seitdem wir den Innenminister Köckert
haben, werden die Nazis in Thüringen
einfach frech.“

Schließlich verabschiedete der Thü-
ringer Landtag in einer Sondersitzung
am 3. Mai 2000 doch noch eine ge-
meinsame Erklärung aller drei Fraktio-
nen, mit der die rechtsextreme Tat ver-
urteilt wurde, die aber mit dem fortge-
setzten Gebrauch des Extremismus-
Begriffs „die unsägliche Gleichset-
zung von Rechts und Links fortsetzte“,
wie die PDS kritisierte.

PDS-Fraktionsvorsitzende Gabi
Zimmer erklärte in der Landtagsson-
dersitzung: „Intoleranz und Gewaltbe-
reitschaft, Antisemitismus und Rassis-
mus sind nicht zu übersehen, sie sind
mitten in unserer Gesellschaft. Das
Anzünden von Häusern, das Jagen und
Zusammenschlagen von Menschen,
Aufmärsche von NPD und Thüringer
Heimatschutz, anonyme Drohungen
und unverblümte direkte Einschüchte-

25. August 2000: Gabi Zimmer,
PDS-Fraktionsvorsitzende im Thürin-
ger Landtag, startet eine Kampagne
gegen Rechts.

Brandanschlag auf die Erfurter Neue
Synagoge am 20. April 2000. Nach-
dem Innenminister Köckert zunächst
die These von einem linken Anschlag
(der den Rechten untergeschoben wer-
den sollte) zu lancieren versucht hatte,
wurde schnell klar, es waren Neonazis
– sie hatten ihre Fingerabdrücke auf
dem Bekennerschreiben hinterlassen.
Der Vorsitzende der jüdischen Landes-
gemeinde, Wolfgang Nossen, sagte bei
Spiegel online am 21.4.2000: „Ich bin
nicht sonderlich überrascht.“ Die
Rechtsextremisten in Thüringen wür-
den „immer frecher“. Im ZDF-Länder-
spiegel am 29. April 2000: „Die Jüdi-
sche Gemeinde fragte wieder häufiger
nach Polizeischutz. Die Parteien aber

rungsversuche erzeugen eine Atmo-
sphäre von Angst und Duckmäuser-
tum, wenn sich die Mehrheit der Ge-
sellschaft nicht dagegen zur Wehr
setzt.“ (UNZ 20/2000)

Ministerpräsident Bernhard Vogel
(CDU) am 3. Mai 2000 im Landtag:
„Wir beziehen mit allen demokratisch
gesinnten Bürgerinnen und Bürgern
Position gegen Gewalt von Rechts und
Links, und zwar eindeutig und klar,
aber wir sollen uns bitte nicht gegen-
seitig vorschreiben, wie wir Position
gegen Extremismus zu beziehen ha-
ben. Es geht heute eben nicht um Fa-
schismus oder Antifaschismus, es geht
um Demokraten und um Extremisten.“    

Fortsetzung auf der nächsten Seite.

Am 14. März
1998 in Saalfeld.
Es demonstrie-
ren 5.000 Men-
schen „Gegen
jeden rechten
Konsens“. Sie
werden von ei-
nem martiali-
schen Polizei-
aufgebot beglei-
tet. Bei ihrer An-
reise mussten
viele Leibesvisi-
tationen über
sich ergehen las-
sen.


